
 

 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 

141. Sitzung des Gemeinderats vom 14. Mai 2025 

 
 
 
4591. 2024/534 

Weisung vom 27.11.2024: 
Sicherheitsdepartement, Allgemeine Polizeiverordnung (APV), Teilrevision  
betreffend Bussenverzicht Teilnahme unbewilligte Nutzung öffentlicher Grund zu 
politischen Sonderzwecken, Abschreibung einer Motion 

 
 Antrag des Stadtrats 

 
1. Die Allgemeine Polizeiverordnung vom 6. April 2011 (APV, AS 551.110) wird wie 

folgt geändert: 

Ingress 

Der Gemeinderat,  

gestützt auf § 3 Abs. 2 Polizeiorganisationsgesetz vom 29. November 20041 in Verbindung mit Art. 54 
GO2,  

beschliesst: 

Art. 26 Strafbestimmungen 
1 Verletzungen der Bestimmungen dieser Verordnung sowie städtischer Erlasse, die sich auf diese Ver-
ordnung stützen, werden mit Busse bestraft.  
2 In leichten Fällen kann anstelle einer Busse ein Verweis erteilt werden. 
3 Die Teilnahme an einer unbewilligten Nutzung des öffentlichen Grunds zu politischen Sonderzwecken 
ist nicht strafbar. 

2. Der Stadtrat setzt die Änderungen in Kraft. 

Unter Ausschluss des Referendums: 

3. Die Motion GR Nr. 2022/489 von Moritz Bögli (AL) und Luca Maggi (Grüne) betref-
fend Änderung der Allgemeine Polizeiverordnung (APV) und der Verordnung über 
die Benutzung des öffentlichen Grundes (Benutzungsordnung) dahingehend, dass 
die vorübergehende Benutzung des öffentlichen Raumes zu politischen Sonderzwe-
cken keine strafbare Handlung mehr darstellt, wird als erledigt abgeschrieben. 

 
Referat zur Vorstellung der Weisung: Michael Schmid (AL) 
 
Namens des Stadtrats nimmt die Vorsteherin des Sicherheitsdepartements Stellung. 
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Die Detailberatung ist abgeschlossen. 
 
Die Vorlage wird stillschweigend an die Redaktionskommission (RedK) überwiesen. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
Der geänderte Artikel der Allgemeinen Polizeiverordnung (APV) ist durch die RedK zu 
überprüfen (Art. 70 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 213 GeschO GR). Die Schlussabstim-
mung findet nach der Redaktionslesung statt. 
 
Allgemeine Polizeiverordnung (APV, AS 551.110) 
 
Ingress 

Der Gemeinderat,  

gestützt auf § 3 Abs. 2 Polizeiorganisationsgesetz vom 29. November 20041 in Verbindung mit Art. 54 GO2,  

beschliesst: 

Art. 26 Strafbestimmungen 
1 Verletzungen der Bestimmungen dieser Verordnung sowie städtischer Erlasse, die sich auf diese Verord-
nung stützen, werden mit Busse bestraft.  
2 In leichten Fällen kann anstelle einer Busse ein Verweis erteilt werden. 
3 Die Teilnahme an einer unbewilligten Nutzung des öffentlichen Grunds zu politischen Sonderzwecken ist 
nicht strafbar. 

 
Mitteilung an den Stadtrat 

 

 
Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 
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